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Nr. 77. Bad Homburgv. d. H., Freitag, den 31. Dezember 1920
SS»

Verordnung
über Mahnahmen gegen Wohnungsmangel.

Auf Mund lder Bekanntmachung über Matznajhmen
g-egen Wohnungsinangel vom 23. September 1918 (Reichs-
Metzülatt S . 1143) in der Fassung des Gesetzes vom 11.
Mai 1929 (Reichsgesetzblatt S . 949) wird unter Bezug¬
nahme auf 88 9 und 19 Ziffer 3 des letzteren Gesetzes mit
Zustimmung des R eich sarbe itsm inist«rs für das Gebiet der
Gemeinden Bad Homburg v. d. H., Frredrlchsdorf , Ober-
rirfel, Bommersheim , DornholzhaUfen , Gonzenheim, Kül¬
bach, Köppern , Oberstedten und Seulberg folgendes an-
geordner:

8 1.
Erhaltung des verfügbaren Wohnraumes.

Es ist untersagt , ohne vorhergehende Zustimmung der
Gemeindebehörde

». Gebäude oder Telle von Gebäuden abzubrechen,
b. Räume , die bis zum 1. Oktober 1918 zu Wonzweckeu

bestimmt oder benutzt waren , zu anderen Zwecken, ins¬
besondere als Fabrik -, Lager -, Werkstätten !-, Dienst-
üder Geschäftsräume zu verwenden,

e.  mehrere Wohnungen zu einer zu vereinigen oder
Wohnräume in Geschäftsräume zu verwandeln . v

Die Zustimmung darf nur versagt werden , wenn das
Einigungsamt sich mit der Versagung einverstanden er¬
klärt hat.

Anzeige - und Auskunftspflicht.
8 2.

A. Zm allgemeinen.
Der Be rfüg ungsbe rech tilgte hat

ü. Anzeige zu erstatten , sobald eine Wohnung oder
Fabrjfk-, Lager -, Werkstätten -, Dienst!-., Büro -, Ge¬
schäftsräume , Läden oder sonstige Räume unbenutzt
sind, gekündigt sind oder sonst frei werden,

b. auf Verlangen jederzeit über die Zahl , Lage und
Größe der Räume einer Wohnung sowie die Anzahl
der Personen des Haushalts Meldung zu erstatten,

o.den Beamten der Gemeindebehörde über Wohnungen
und Räume sowie über deren Vermieturig Auskunft
zu erteilen und die Besichtigung zu gestatten.

Als benutzt gelten Wohnungen und Räume , wenn
sie vollkommen leer stehen oder mir zur Aufbewahrung von
Sachen dienen , sofern dom Verfügungsberechtigten eine an¬
dere Aufbewahrung ohne erhebliche Härte zugomutet wer¬
den kann.

8 3.
B. Bei Doppelwohnungen.

Jeder , der außer der im Eemeindebezirk gelegenen
Wohnung noch eine oder mehrere andere Wohnungen be¬
sitzt, hat der Gemeindebehörde Anzeige zu erstatten und
dabei anzugeben , welche Wohnung als feine Hauptwohnung
angesehen werden soll. Die gleiche Verpflichtung kann für
Mitglieder eines gemeinsamen Haushaltes angeordnet
werden , die außer der mit Äen übrigen Haushaltsange¬
hörigen gemeinfainen Wohnung noch eine eigene Woh¬
nung haben . Wird in der Anzeige keine Wohnung als
Hauptwohnung bezeichnet, oder wird die Anzeige unter¬
lassen, so ist die Gemeindebehörde berechtigt , zu beistimmen,
welche Wohnung als Hauptwohnung anzusehen ist. Lie¬
gen die mehreren Wohnungen in den Bezirken verschiedener
Gemeinden und hat jede Gemeinde die in einem anderen
Bezirke liegend« Wohnung als Hauptwohnung bezeichnet,

so steht dom Verfügungsberechtigten innerhalb von zwei
Wochen nach Zustellung der Mitteilung der letzten Ge¬
meindebehörde die Beschwerde an die oberste Landesbehörde
oder eine von ihr zu bestimmende Stelle zu. Im Falle , daß
die Wohnungen im Bereiche verschiedener Länder liegen,
ist die Beschwerde an den Reichsatbeitsmmister zu richten.

Beschlagnahme von Räumen.
8 4.

Zur Unterbringung Wohnungssuchender Personen kann
die Gemeindebehörde beschlagnahmen

». unbenutzte Wohnungen oder andere unbenutzte
Räume , die zu Wohnzwecken geeignet find,

b. Wohnungen , die nach 8 3 nicht als Hauptwohnungen
anzusehen sind, auch wenn die Anordnung zur An¬
zeige von einer anderen Gemeindebehörde ergangen ist.

c. unbenutzte oder benutzte Fabrik -, Lager -, WerSstätten >-,
Dienst-, Geschäftsräume , Läden oder sonstige Räume,
sowie Gasträume in Hotels , Fremdenheimen (Pensio¬
nen) und dergl ..

d. Räume oder Neben räume solcher Wohnungen , die im
Verhältnis zur Zahl der Bewohner als übergroß anzu¬
sehen sind.

Räume der unter <■ genannten Art können auch zu
dienstlicher, geschäftlicher, gewerblicher oder anderweitiger
Verwendung beschlagnahmt werden , wenn dadurch mittel¬
bar Räume zu Wohnzweckenfrei werden.

8 5.
Oeffentliche in dem Eigentum oder in der Verwaltung

des Reichs oder eines Landes oder in dem Eigentum oder
der Verwaltung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts
stehenden oder religiösen oder anerkannt gemeinnützigen
öder anerkannt mildtätigen Zwecken dienende Gebäude dür¬
fen nur mit vorheriger Zustimmung der zuständigen ober¬
sten Reichs- oder Landesbehörde in Anspruch genommen
werden.

Will (bHe zuständige oberste Reichs oder Landesbe 'hörde
die Zustimmung verweigern , so entscheidet bei Gebäuden,
die zur Verfügung des Reichs stehen, die Reichsregierung,
im übrigen die Landesregierung.

Die Bestimmung des Absatz 1 gilt in den Fällen der
88 1 und 2 entsprechend.

8
Bei der Beschlagnahme ist auf den Beruf , die Familien

und die persönlichen Verhältnisse des Inhabers der Räume
möglichst Rücksicht zu nehmen- Den Dag, von dem ab die
Räume als beschlagnahmt gelten , hat die Gemeindebehörde
dem Verfügungsberechtigten mitzuteilen.

8 7.
Wirkung der Beschlagnahme.

Mit der Beschlagnahme verliert der Verfügungsbe¬
rechtigte die Befugnis , über die Räume zu verfügen , insbe¬
sondere sie einem anderen als dem ihm von der Gemeinde¬
behörde zugewiesenen Wohnungssuchenden zu Vermieter!
oder zu überlassen oder bauliche Aenderungen an ihnen
vorzunehmen.

Die Beschlagnahme bleibt auch bei einem Wechsel -der
Person des Berfügungsberechtigten wirksam.

8 8-
Räumungspflicht.

Die Inhaber beschlagnahmter Räume sind innerhalb
einer angemessenen, von der Gemeindebehörde zu bestim¬
menden Frist zur Räumung verpflichtet.



8nuli <t|f Aenderungen.
kvemeiirdedeHörde ift  berechtigt, in den bafcfytaig.

naijmten Wmumen auf  eigene Kasten bauliche Aemderungen
durchzufuhren, soweit Liefe erforderlich find, u,u die Räume
uu bkn  mit der Beschlagnahme verfolgten Zweck instand-
-Hetzen. Dem rierfugungsberechtigten ist von der bea'b-
ftchtiglren Aenderung Mitteilung zu machen.

Vor der Vornahme baulicher Aenderungen an Eedäu-
uen der in 8 5 genannten Art hat die Gemeindiebehörde
o ’ÄT "0 öer  zuständigen obersten Reichs- oder
Landesbshorde eingUholeu.

Beendigung der Beschlagnahme.
§ 10.

verzichtet die Gemeindebehörde auf die beschlagnahm¬
te « ‘-ir ' Ö£er mirIbl öie  Anordnung , auf Grund deren
d-e BeMngnahme erfolgt ist, aufgehoben, so hat die Ge¬
meindebehörde die Raume dem Verfügungsberechtigteniu
augemehener Frist zurückzu-gewähren. Die Frist bestimmt
ivenn eine Einigung nicht zustande {ommt>  öfli. 'giTtî unr J

§ "
&ai  die Gemeindebehörde bauliche Aenderungen oorae

nomnwn so ist in den Fällen des 8 10 der der richeLn
Zweckbestimmungl.nd Ausstattung entspreck-ende Zustand
der Raume wieder herzustellen. Verweigert die Gemeinde
« -̂̂ '^ ^̂ ^ ollung, so kann der Verfügunasbereckstiate
Bchchwerde beim Mieteinigungsamt einlegem ^

Verwertung beschlagnahmter Räume.
^ 8 12.
D.e GemeMdÄbchörde kann beschlagnahmte Räume ent-

imder ler&ft weitervermieten oder dem Versügnngsberech-
W  Raume einen Wohnungssuchenden zuweisen,

rsugiingsberechtigte hat dem ihm zugewiesenen Woh-
nungs>uckenden, sofern dieser einen Ausweis ider Gemeinde-
Si ' gi,, *“ 8Wi " ' “ - - « * - » >«
sn? ^ ammt zwischen de NI Verfügungsberechtigtenund dem
Wohnungssuchenden ein Mietvertrag nicht zustande, so seht
amf Anrusen der Gemeindebehörde das Einigungsamt einen
Mietvertrag fe t falls für den VerfügungsLrechtigren kein
»nverhaltnrsmäh,ger Nachteil zu besorgen ist Der Ver

Eloffen wenn der Wohnungssuchende nicht
innerhalb einer vom Ernigungsamt zr, bestimmenden Fristbei diezem Wider-pruck erhebt

. 8 13-
Gemeinnützigen Baugenossenschaften sollen möglichst

nur Mitglieder als Wohnungssuchende zngewiesen werden.
Die Inanspruchnahme von Wohnungen, die zur Unter

Entstellten und Arbeitern eines bestimm-
" .̂ Eriebes errichtet sind (Werkwohnungen), ist grund-

T  « bI in0Unö  E Angestellren und Ar¬beitern des gleichen Betriebes zulässig.
§ 14.

Entschädigung des Verfügungsberechtigten.
r,. biL bl^ Ia0na{|mten  Räume hat die Gemeindebe-

Verfügungsberechtigten von dem Beginn der Be-
chsaMähme an (8 7) eine angemeffene Vergütung zu ge-

3 * “ÄS Beschlagnahme nachweislich&
KuZ t entstanden ist und ihm die

Räume entzogen wird. Kommt eine Eini-
..ung hierüber Nicht zustande, so werden die Höhe der Ver
s " /"E lind d,e Zählungbedingungenvon dem Einigungs-
am festgesetzt Vermietet die Gemeindebehörde £
S *m<m f€. b?t weiter , so endet die Verpflichtung mir
dem Inkrafttreten des Mietvertrages zwischen dem mae-
^chtiMn ^ ^ "ungAlchenden und dem Verfttgungsbe-

8 15.
Ueberlaffung von. Wohnräumen.

Wohnräume. insbesondere auch möblierte Muine dür-
^nstlmmung der Gemeindebehörde

. überlasten oder in Gebrauch genommen werden.

. » ev» CU „ « g oor ^ ^ n ^ nen SB „ ,„ ra 'nms
, 3>el 3u ûg  tn eine Gemeindebehörde darf sticht ver-

werden, soweit nicht Sonderbestimmungeneingreifen
Jeder Wohnungssuchende ist bei der Verteilung des vor¬
handenen Wohnraums vorbehaltlich der Bestimmung der
88 1» und 10 nach Maßgabe des Zeitpunktes seiner An-
ineldung zu berücksichtigen.

_ . 8 17.
Die nach 8 >6 erforderliche Zustimmung ist Personen

zu erteilen, die der Gemeindebehörde von der obersten
Landesbehorde zur Unterbringung zugewiesen sind

8 18.
Bei der Unterbringung der Wohnungssuchenden sind

vorzugsweise zu berücksichtigen:
„„ \ bie unter  den Einwirkungen des Krieges
aus dem Ausland öder aus einem besetzten oder infolge

Reichsgebiet ausscheidenden
! nniercn  Verwaltung unterstehenden Landesteile

gefluchtet oder vertrieben worden sind, sowie Deutsche die
Sn2 UÜT8 9 Wehrpflicht aus dem Auslande nach
Deû nd mrucktzekch-t sind und denen jetzt von der aus-
strndifchen Regierung die Rückkehr nach ihrem Wohnortverboten oder erschwert wird.

Einvernehmen mit den Kriegsgesaiigenenheim-
sanguie" ^ zuruckkehrenden Kriegs- und Zivilge-

mmggSr -md
n -J  Zuziehenden Personen, die in der Gemeinde umer-
stutzun0Swohnfitzberechtigt siond oder, falls sie keinen Unter
Äia ?bŵ n„tz haben, zuletzt unterstützungswohnstkbe-rechtigt gewiesen sind. - >iWie-v

^ Zuziehenden Personen, die aus Grund der Vor-
^ -r ften über die Erwerbslosenfütforge oder Arbeitsnach¬
weise in den Temeindebezirk überwiesen sind

6 .. Zuziehenden Pesonen. die auf Grund der Verord¬
nung über die Freimachung von Arbeitsstellen während der
iS . rw Demobilmachung vom 25. April
102O(Reichsgesetzblatt6 . 706) aus ihrer Arbeitsstelle ent-
lasten ,,nd ,n der Gemeinde, in deren Bezirk sie am 1.
August 1811 ihren Wohnsitz hatten. *
- nachweislich zur Pflege -schwererkrank-

- er Angehöriger oder aus ähnlichen Gründen längere
Zelt in dem Gemeindebezirk verbleiben wollen

8 19-
Versuch gütlicher Einigung.

Eingriffe auf Grund dieser Verordnung sollen nur er-

KL * . * " w einet m >,lK" lk ' ui- uu«
8 20.

Beschwerdeverfahren.
Ĝ en eine von der Gemeindebehörde aus Grund dieser

>m Lurzslfalle gerroffene Verfügung findet
die Bdschwerde an oas Emigungsamt statt. Gegen die
oon den Gemeindebehörden auf Grund des 8 9 der Wab-
Mingsmangelverordnungvom 29. 9. 1918 aetroffenen Ver
jungen firchet die Beschwerde nach Maßgabe der nach-

ESruckten AusfiihrungsVorschriftenim Rund,
n f 6 3028̂ sta!?^ ^ ^ ^Eswohlfahrt vom 3. 7. 1920

§ 21.
Strafbestimmung.

Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmung dieser Ver-
ürdnung werden mit Geldstrafe bis zu 10 000 Mk oderyasr bestraft.

8 22.
Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver-

ösfenrlichungm Kraft - entgegenstehende Vorslchristen frü-
gehoben"" ße“ Cn mU bem 0lei(ben  Tage als auf,

Bad Homburg v. ch H.. den 28. Dezember 1920
Der Kreisausschuß.

I N.: gez. Füller,
Kreisdeputierter.



Verfahren vor von OSinigmigaamtetn bei Einlegung
uon Beschwerden gegen Verfügungen der Gemeindebehörden
gcmätz Artikel 4 b des Reichsgefctzcs vom 11. Mai 192».

Auf Grund des Artikels 4h  des Reichsgesetzes vom 11.
Mai 19_0 - R . G . Bl . S . 949ff . — bestimme ich über das
^errayren vor dem Ernigungsamte bei Einlegung von Be

folgv " Verfügungen der Gemeindebehörden , was

. ' Die ii hwevde ist gemäß Artikel 4 b des Reich-
gejetzes vom i , . Mai 1920 nur gegen diejenigen von den
Gemeindebehörden getroffenen Berfügungen zulässig , welche
auf Grund des § 9 der Wohnungsmangelverorduung vom
2ch September 1918 - R . G . Dl . S . 1143 ff . - ergangen

2- ^ Die Beschwerde steht nur dem durch die Verfügung
kden Eingriff ) unmittelbar Betroffenen zu. also dem ' In¬
haber der Raume , gegen den sich die Beschlagnahme rich¬
tet . Deswegen steht dem Zwangsmieter , der dem Woh¬
nungsinhaber zugewiesen ist . oder dem nicht berücksichtigten
Wohnungsuchenden die Beschwerde nicht zu.
. 3- Gegenstand der Beschwerde ist die Beschlagnahme
benutzter Raume , die auf Grund des § 9 der Wohnungs-
mangelverordnunp den unbenutzten Räumen der im § 4
unb 5 der WohnungtzMangölverordnung bezeichneten Art
gleichgestellt sind. Deswegen hat das Mieteinigunqsamt
ebenzo wie in dem Falle des § 4 der Wohnungsmangel-
verordnung bei Entscheidung der Frage , ob die Beschwerde
aozuwel,en und demgemäß ein Zwangsmietvenrag feist-
Metzen ist, zu prüfen ob für den Verfügungsberechtiaten
em unoerhältnismäßiger Nachteil zu besorgen ist

4. Nicht zu prüfen ist von dem Einigungsamte die
Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit derjenigen allgemeinen
Anordnungen . auf Grund deren im Einzelfalle die mit der
Beschwerde angegriffene Verfügung ergangen , ist . Das
Elnigungsamt kann also die im Einzelfall ergangene Ver¬
fügung nicht mit der Begründung ausheben , daß die staat-
lrche Ermächtigung older die allgemeine Anordnung um
notrg , unzweckmäßig oder wegen der damit verbundenen
Harten ungerechtfertigt erscheine.

5 Die Beschwerde ist binnen einer Woche bei derjeni
gen Stelle , die die Verfügung erlassen hat (Magistrat,
Wohnungsamt . Gemeßndevorstcheü , Gemeinde,Vorstand
Landburgermeister , Amtmann , Kreisausschutz ufw .) einzu-
legen . Die Behörde hat das Recht , die angegriffene Ber
fugung vor ihrer Weirergabe an das Einigungsamt zurück¬
zuziehen oder abzuändern.

6. Wenn die angegriffene Berfügung nach dem Er¬
messen der Behörde , die sie erlaßen hat . ohne Nachteil
kur das Gemeinwesen nicht ausgesetzt werden kann , hat die
Einlegung der Beschwerde keine aufschiebende Wirkung.
Gegen die Art der Durchführung der Verfügung , die im
Wege des Artikels 4 des Reichsgesetzes vom 11. Mai 1920
erzolgen kann , ist die Beschwerde an das Einigungsamt
nicht gegeben.

Gegen die polizeilichen Zwangsmaßnahmen bleiben
vielmehr die bisherigen Rechtsmittel gegeben.

7. Durch das Befchwerdeversahren nach Artikel 4 0
des Reichsgesetzes vom 11. Mai 1920 sind die Befugnisse der
nommunalaufsichlsbehörde , wie sie im § 7 und 24 des Zu-
ftändigkeitsgesetzes vom 1. August 1883 — Eöjetzsamml . S.
237 — abgegrenzt sind, nicht beseitigt worden . Die Kom-
munalaufsichtsbehörden sind daher innerhalb des Rahmens
der ihnen gesetzlich zustehenden Befugnisse jederzeit einzu-
greifen berechtigt , in das Verfahren bei Festsetzung eines
Zwangsmietvertrages jedoch nur so lange , als das Eini¬
gungsamt den Zwangsmietvertrag noch nicht festgesetzt hat

8. Auf das Verfahren findet die Anordnung des
Reichskanzlers für das Verfahren vor den Einigunas - -
amtern vom 23. September 1918 — R . E . Bl S 1146
Anwendung.

Berlin , den 3. Juli 1920.

D« - Preußische Minister für Bolkswohlfahrt.
gez. , Stegerwald.

Bekanntmachung.

er Herr Reichsminister der Finanzen beabsichtigt aus
Grund des § 52 des Einkommensteuergesetzes in die end¬
gültigen Ausführungsbestimmungen über den Steuerab-
zug vom Arbeitslohn eine Bestimmung aufzunehmen , wo¬
nach die Eteuerlarten über das Kalenderjahr hinaus so¬
lange verwendet werden können , bis sämtliche Einlaae-

, bogen aufgebrauchl sind , und hat sich jetzt schon damit ein¬
verstanden erklärt , daß neue Steuerkarten am Schlüsse des
Kalenderjahres 1920 nur insoweit ausgestellt werden , als
die Steuerkarten der Arbeitnehmer bereits voMtändiq auf¬
gebraucht sind.

Bad Homburg v. d . H.. den 23 . Dezember 1920.
Finanzamt.

An die Magistrale der Städte und die Herren Bürger¬
meister der Landgemeinden!

Betrifft Wahlen zum Preußischen Landtag.
Zufolge Erlasses des Herrn Ministers des Innern vom

18. ds . Mts . sollen die Wahlen zum Preußischen Landtag
anl 20 . Februar 1921 stattfinden . Gleichzeitig werden die
Wahlen zu den Prvvinziallandtagen und zu den Kreis¬
tagen startfinden.

Gewählt wird für alle Wahlen auf Grund einer Wäh¬
lerliste oder Wahlkartei.

Wegen der Wahlen zu den Provinziallaudtagen und zu
den ^Kreistagen ergeht noch besondere Verfügung.

Ich bemerke ausdrücklich , daß die Wählerliste für die
Landtagswahl pp . nur in einfacher  Ausfertigung an¬
zulegen ist, daß sie mindestens vier Spalten zur Aufnahme
der Vermerke über die erfolgte Stimmabgabe enthalten soll,
damit sie für Wiederholungs - und Nachwahlen zum Land¬
tag über sonstige Wahlen verwendbar bleibt . Auch eine
Spalte „Bemerkungen " muß vorhanden sein.

Die zur Aüsstellung der Wählerliste notwendigen For-
mulare werden baldigst übersandt werden . Ichhalte es für
zweckmäßig im Interesse einer einwandfreien Abwickelung
des Wahlgeschäfts und der sicheren Feststellung der Abstim¬
mungsergebnisse für sämtliche Wahlen die Wählerliste neu
auszustellen.

Voraussichtlich wird die Wählerliste am 23. 1. 21 ossen-
gölegt werden.

Wähler zum Landtag sind alle die reichsdeutschen Män¬
ner und Frauen , die in Preußen wohnen und am Wahl¬
tag , d . i . am 20. Februar 1921 das zwanzigste Lebensjahr
vollendet haben.

Die Ausübung des Wahlrechts ruht für die Soldaten
wahrend der Dauer der Zugehörigkeit zur Wehrmachr.

Ausgeschlossen von der Ausübung des Wahlrechts ist,
1. wer entmündigt ist oder unter vorläufiger Vor¬

mundschaft oder wegen geistiger Gebrechen unter
Pflegschaft steht,

2. wer die bürgerlichen Ehrenrechte nicht besitzt.
Behindert in der Ausübung ihres Wahlrechts sind Per¬

sonen , die wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche in
einer Heil - oder Pflegeanstalt untergebracht sind , ferner
Straf - und Ilntersuchüngsgefangene sowie Personen die
infolge gerichtlicher oder polizeilicher Anordnung in Ver¬
wahrung gehalten werden . Ausgenommen sind Personen,
die sich aus politischen Gründen in Schutzhaft befinden

Wählen kann nur , wer in eine Wählerliste oder eine
Wahlkartei eingetragen ist oder einen Wahlschein hat

Die Gemeindebehörden haben ungesäumt die Liste der
Landtagswähl,er nach Zu - und Vorname , Alter . Beruf
Wohnort oder Wohnung in alphabetischer Ordnung unter
sortlaufender Nummer aufzustellen . Vor dem Einträge
;eder eindelnen Person ist ihr Wahlrecht genau zu prüfen.

Die ödsten können nach Geschlechtern getrennt anaeleat
werden . "

Die Listen können auch in der Art augelegr werden
daß die Straßen nach der alphabetischen Reihenfolge ihrer



V

Namen aber die Stadtbezirke nach der Reihenfolge ihrer
Nummern oder Buchstaben , innerhalb der Straße oder
Stadtbezirke die Häuser nach ihrer Nummer und innerhalb
jedes Hauses die Wähler eingetragen werden.

In die Wählerliste find alle Landtagswähler einzurra-
gen , die in der Gemeinde ihren Wohnsitz haben.

Personen , deren Wahlrecht ruht , sind nicht in die Liste
aufzunehmen . Das gleiche gilt für Personen , die in der
Ausübung des Wahlrechts behindert sind , es sei denn , daß

^anzunehmen ist, daß der Behinderungsgrund am Wahl¬
tage nicht mehr besteht . Sind sie gleichwohl in die Liste
eingetragen , so ist in der Spalte „Bemerkungen " einzu¬
tragen „ ruht " oder „behindert " .

Personen , deren Wahlrecht ruht , sind nur die Soldaten
der Wehrmacht für die Dauer der Zugehörigkeit zu ihr.

Zu den Soldaten zählen die Mannschaften , Unteroffiziere,
Deckofsiziere , sowie die Offiziere einschließlich der Sanitäts -,
Veterinär -, Feuerwerks - und Zeugoffiziere des Relchs-
heeres und der Neichsnmrine.

Die Militärbcamten dagegen gehören nicht zu den
Soldaten der Wehrmacht.

Die Aufstellung der Wählerliste ist derart zu beschleu¬
nigen , daß die Offenleg,ung spätestens am 23. Januar 1921
erfolgen kann.

Zum 15. Januar 1921 ersuche ich, mir mitzuteilen , daß
die Wählerliste fertiggesteltt ist.

Bad Homburg v. d . H.. den 28 . 12. 20.
Der Landrat.

I . B . : Füller.

Versteigerung voll Hofrviten.
Montag , den 10 . Januar 1921 , nachm . 4 Uhr

werden im Rathaus zu Bad Homburg v . d . H. , im Stadt-
verordnetensitzungsfaal , nachbeschriebene Hofraiten meistbie¬
tend öffentlich versteigert.

Gemarkung Bad Homburg v . d. H. (Grundbuch
Band 24 Nr . U ?43

a . Kartenblatt \2  Nr . *52 . Wohnhaus mit Hofraum,
Altgasse Nr . 9 — 0,48 Ar groß , mit 250 2TT Gebäude-
steuernutzungswert.

b . Kartenblatt \2  Nr . 205 . Wohnhaus mit Seitenflügel
und Hofraum , Stallgebäude , Burggafle Nr . 4 — 1,10 Ar
groß , mit 294 ITC Gebäudesteuernutzungswert.

542
c . Kartenblatt \2  Nr . Wohnhaus mit Hofraum , Burg-

gaffe Nr . 6 — {,85  Ar groß , mit 400 2H Gebäude¬
steuernutzungswert.

d . Kartenblatt \2  Nr . 202 . Wohnhaus mit Hofraum,
Burggasse Nr . s3 — 0,60 Ar groß , mit 45 ITT Ge-
bäudesteuernutzungswert.

e . Kartenblatt \2  Nr . Wohnhaus m . Hofraum , Scheune,
i (O

Stallgebäude , Kartenblatt [2  2Tr . 244 Ginfahrt , 2Nuß-
bachstraße Nr . J7 — 3,3 \ Ar und 0,76 Ar groß , mit
528 M Gebäudesteuernutzi ^ lgswert.

3n einer StundeSÄ Garantie jede

wenfch und Tier «nil meinen « pat - gefch . Wittel „Gckolda"
wrmden und Haare unschädl . Hersteller Erste Westd . Un-
gezief . -Vertilg . -Anstalt Essen . Zu haben bei Philipp

Breidenstein , Haingaffe 5 D 186

f. Kartenblatt \2  Nr. 4J2
74

Wohnhaus mit Seitenflüge

rechts und Hofraum , Seitenflügel links , Seitengebäude
links , Holz- und Geräteschuppen , Rathausgasse Nr . J5
— 5,39 Ar groß , mit f732 2N Gebändesteuernutzungswert.

Die Bersteigerungsbediiigungen werden im Bersteige-
rungstermin bekannt gegeben , können aber auch vorher im
Rathaus Zimmer Nr . fö in den Dienstftunden eingesehen
werden . Auswärtige Steigerer werden zum Bieten nicht
zugelassen . (41 72

Bad Homburg v . d . H , den 8 . Dezember 1920.
Der Magistrat II«

Safirraö-Bereifung
Sahrrafl- Subehör

Gebr . Jäger, D . 20

Bad Homburg. Luisenstr . 68/83.

Die Perle der Schwirzwalder.
Rom « »« von Cd . Wagnev.

Vielseitigen Wünschen entsprechend , hü¬
ben wir auch von diesem , in unserer
Zeitung erschienenen Rvman einige
Bände besorgt und stellen diese zum
verkauf . Preis des vornehm zebun-
denen , über 500 Seiten starken B« ches
M 2 .5 .—, nach auswärts Porto - « nd

Nachnahmespesen extra.
Geschäftsstelle der

„Homburger Zeitung sKreiszeitung,
Dorottzeenstr . 21/23 — Telefon 414

Alls Wochen

Samstag'
trifft je 1 Waggon

Ferkel und
Einlegschweine
ein . Solche sind billig , gegen
bar zu haben bei 4377

F .Himmelreich .Eschborn
3oh . Homrn , Oberursel.

Rückständige Zahlungen
sind sofort  zu leiste » .

Privatwache  PH . Wilhelm
Bad Homburg

empfiehlt sich in Bewachung von
Häusern und Fabriken , stellt auch
einzelne Wachen . — Telefon 629. (D . 48

vMN -U.tzlM- «D.173

Sauberste Ausarbeitung
auf neue moderne Formten.

21 Louiscnstraßc 21
Robert Mjacsek.

Farbbänder aller Syst . D .160
Thomasstr .0 W .Kran » Tel .38«

Sofort lieferbar:
Leitspindel-

Drehbänke
in verschied. Abmessungen.

Shl>i>i»,mschMII
300 nim u. 520 mm Hub

BayiMschineil
bis zu 70 mm Spindeldurch-

meffer.
Noriwntal-u.Unioeriai-

5rei8mafcbtneu
voppel -^räsmsfÄinen
tiangffebel -5rö8malcfi.
vert !kaI-5rZ8mascbinen

Kaitsägen usw.
lvLrkreug -Msschinen-

6efe(lfchaft

SeegerSCo..L4ei.
Frankfurt a. M.

Boktenheiurer Landstr . 135.
Tratubahuhallestelle d. Linien 1
2, 3 n 4. lBockenheimee Warte)

Telef . : Taunus Nr . 2071.
Lagerbesuch erbeten . D.2i

Kmtsmann
mit eigener Schreibmaschine
übernimmt schriftliche Arbeiten
(Beitragen von Büchern , Korre-
s«wndenz,auchBervielfältigungen>
in und außer dem Hause.

Angebote erbeten unter W .K.
4186  an die Hbg. Zig.
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